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S e n i o r e n – N e w s

                            ============================================= 

Verfassungsbeschwerde

Gegen Vorschriften des Versorgungsänderungsgesetzes 2001

abgewiesen
Pressemitteilung Nr. 90/2005 vom 27. September 2005
Zum Urteil vom 27. September 2005 – 2 BvR 1387/02 –

Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts hat mit Urteil vom 27.

September 2005 die Verfassungsbeschwerde von drei Ruhestandsbeamten, die

sich gegen Vorschriften des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 gewandt

hatten (Pressemitteilung Nr. 50/2005 vom 14. Juni 2005), abgewiesen.

Die Verfassungsbeschwerde sei unzulässig, soweit sie sich dagegen

wendet, dass die steuerliche Förderung der privaten Altersvorsorge auf

aktive Beamte beschränkt bleibt und Ruhestandsbeamte von der Förderung

ausgeschlossen sind. Insoweit hätten die Beschwerdeführer zunächst

fachgerichtlichen Rechtsschutz in Anspruch nehmen müssen.

Soweit sich die Beschwerdeführer gegen die Verringerung des

Pensionsniveaus von Ruhestandsbeamten wenden, sei die

Verfassungsbeschwerde unbegründet. Die beanstandete Regelung verstoße

nicht gegen die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums,

insbesondere greife die Regelung nicht in den Kernbestand des

Alimentationsprinzips (Sicherung eines angemessenen Lebensunterhalts)

ein. Zwar sei im Beamtenrecht das Bemühen, Ausgaben zu sparen, in aller

Regel für sich genommen keine ausreichende Legitimation für eine Kürzung der Altersversorgung. Die Verringerung des Versorgungsniveaus sei aber im Hinblick auf die Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung gerechtfertigt. 

Auch habe der Gesetzgeber die ihm durch den Grundsatz des Vertrauensschutzes gezogenen Grenzen nicht überschritten. Das mit

der Übertragung der Rentenreform auf die Beamtenversorgung verfolgte

Anliegen einer langfristigen Sicherung des Systems der Beamtenversorgung überwiege das schützenswerte Vertrauen der Beschwerdeführer in den Fortbestand der für die Berechnung ihrer Versorgungsbezüge maßgeblichen

Faktoren.

L e i t s ä t z e

zum Urteil des Zweiten Senats vom 27. September 2005

- 2 BvR 1387/02 -

Es existiert kein hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums, der den Gesetzgeber verpflichtete, bei Anpassungen der Bezüge eine strikte Parallelität der Besoldungs- und Versorgungsentwicklung zu 

gewährleisten. Auch gibt es keinen hergebrachten Grundsatz, wonach der Höchstversorgungssatz mindestens 75 v.H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge betragen müsste. 

Im Beamtenrecht ist das Bemühen, Ausgaben zu sparen, in aller Regel für sich genommen keine ausreichende Legitimation für eine Kürzung der Altersversorgung. 

Änderungen in der gesetzlichen Rentenversicherung können zur Bestimmung der Aktsangemessenheit der Versorgungsbezüge und zur Rechtfertigung von deren Absenkung nur herangezogen werden, soweit dies mit den strukturellen Unterschieden der Versorgungssysteme vereinbar ist. 

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 2 BvR 1387/02 –

 Verkündet 

am 27.09.2005 

-------------------------

Kommentar dazu (gekürzt):

Berlin. Als einen Schlag in das Gesicht der Versorgungsempfänger der Polizei bezeichnete der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Konrad Freiberg, die heutige Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Versorgungsänderungsgesetz 2001. 

„Damit haben die höchsten Richter erneut bewiesen, dass sie die finanziellen Interessen des Staatshaushaltes über die berechtigten Ansprüche der Betroffenen stellen.“ Zuletzt in der öffentlichen Anhörung zur Klage Ende Juni 2005 in Karlsruhe hatten sämtliche Experten bestätigt, dass die Übertragung der Änderungen im Rentenbereich zu einer überproportionalen Belastung der Versorgungsempfänger führt.

Die Richter haben nicht berücksichtigt, dass bei den Renten lediglich die gesetzliche Grundversorgung gekürzt wird, bei den Pensionen aber auch der Anteil, der der betrieblichen Altersversorgung entspricht. Damit sind die Einschnitte bei den Pensionen um mehr als 30 Prozent höher als bei den Renten.“ Der Bundesrat, so der GdP-Vorsitzende weiter, habe diese Auffassung in einer Stellungnahme zum aktuellen Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz im Übrigen bestätigt.
Die Kürzungen der Beamtenversorgung sind nach Auffassung des DGB im Vergleich zur Rentenreform zu weitgehend. Wir bedauern, dass das Bundesverfassungsgericht unsere Ansicht nicht teilen konnte. Weitere Einschnitte in der Versorgung dürfen nun nicht mehr vorgenommen werden. 

Hinweis:

Das Verwaltungsgericht Münster weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die 450 dort eingegangenen Klagen von Beamten und Soldaten derzeit noch gebührenfrei zurückgenommen werden können.
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Antwort  zur Anfrage nach dem Kontostand der Versorgungsrücklage.

Auf eine erneute Anfrage beim Finanzministerium NRW, Referat für Besoldungsrecht, Versorgungsfonds, zu Höhe und Verwendung  der Versorgungsrücklage erhielt ich folgende

E-Mail-Antwort:

"Sehr geehrter Herr Paschke, 

der Versorgungsfonds NRW hatte am 01.07.2005 einen Wertbestand von  etwa 770 Mio. €. Dem Fonds sind bisher noch keine Gelder entnommen worden - das Bundesbesoldungsgesetz sowie das Versorgungsfondsgesetz NRW lassen dies auch vor dem Jahr 2018 nicht zu. 

Auch danach dürfen die Gelder des Fonds ausschließlich für Versorgungszahlungen verwendet werden; eine Zweckentfremdung ist nicht zulässig.

Mit freundlichen Grüßen 
I.A.    Markus Schlücking"

Anmerkung:  

Die gehegte Befürchtung vieler Kollegen ist also unbegründet. Das Geld ist nicht weg! 

Im September 2003 befanden sich damals nach Angaben des Finanzministeriums 

426 Mio. € in diesem Versorgungsfond NW.

Schweigepflicht über Patientendaten:

Bei der Untersuchung erfragt der Arzt die Personalien, die Krankenkasse und die Vorgeschichte, wie z.B. Impfungen, zurückliegende Erkrankungen und Operationen. Er fragt auch nach regelmäßig eingenommenen Medikamenten, Unverträglichkeiten, Allergien, dem Genus von Kaffee, Alkohol, Nikotin und z.B. Drogen und misst Gewicht und Größe. All dies wird gespeichert. Im Laufe der Behandlung werden Befunde, Diagnosen und Therapien (Arzneien, Heil- und Hilfsmittel) vermerkt. Blut- und Gewebeproben werden zur Untersuchung oft an medizinische Labors gesandt. Zur Identifikation des Patienten dienen in der Regel Name und Geburtsdatum. Zum Schutz des Patienten wird gelegentlich z.B. bei AIDS Tests eine Nummer oder ein Deckname verwendet. Im Labor werden diese Daten mit den  

Befunden festgehalten. Die Pflicht zur ärztlichen Dokumentation ergibt sich aus dem Standesrecht der Ärzte. Das Standesrecht (Berufsordnung für die Ärzte) begründet die Pflicht zu besonderer Verschwiegenheit (Ärztliche Schweigepflicht), deren Verletzung durch Ärzte und das medizinische Hilfspersonal nach § 203 Strafgesetzbuch strafbar ist.  

Im Krankenhaus, Sanatorium oder in einer Kurklinik werden zur Person und zur Krankheitsvorgeschichte die gleichen Angaben wie beim niedergelassenen niedergelassenem Arzt aufgenommen. Hinzu kommen Angaben über die einweisende Stelle, den Einweisungsgrund und gegebenenfalls die Kostenträger sowie die Anschriften von Angehörigen und gesetzlichen Vertretern. Für die Verwaltungszwecke werden Krankengeschichten und Befunde regelmäßig nicht verwendet.  Patientendaten, die an andere Stellen weitergegeben werden können sind z.B.: Diagnosen, Angaben über die Verweildauer,  Krankengeschichte, Befunde und Therapien. Diese Stellen sind: Ärzte, Krankenhäuser, Kurkliniken, die weiter- oder 

mitbehandeln (evtl. zusätzliche Behandlungsempfehlungen), der Medizinische Dienst der Krankenversicherungen, Träger der gesetzlichen Unfall- und Rentenversicherung einschließlich ihrer 

Vertrauensärzte und an ärztliche Gutachter, Versorgungsämter, Straf- und Zivilgerichte, privatärztliche Verrechnungsstellen, private Versicherungen, Ausschüsse bei der Kassenärztlichen Vereinigung zur Überprüfung der Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit ambulanter Leistungen im Rahmen der kassenärztlichen und vertragsärztlichen Beteiligung von Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung, Wissenschaftler und Hochschullehrer für die Zwecke der Forschung und Lehre. Die Weitergabe der Daten an die genannten Stellen erfolgt bei Bedarf auch durch den Hausarzt. Sie ist - soweit sie nicht auf eine Rechtsvorschrift (z.B. Sozialgesetzbuch, ein Landeskrankenhausgesetz oder ein Gesetz zum Datenschutz in Krankenhäusern) gestützt werden kann -  nur mit Einwilligung des Patienten zulässig. 
Interessantes aus der Presse: 

Das Statistische Bundesamt hat ermittelt, das jeder fünfte Deutsche älter als 65 Jahre alt ist. In der Bundesrepublik lebten Ende 2004 15,4 Millionen Menschen über 65 Jahre, das sind 18,6 Prozent der 82,5 Mill. Einwohner. 3,6 Mill. sind sogar über 80 Jahre alt.

Euer

Ansprechpartner für Senioren

-Jo. Paschke-

Umfangreiche und schnelle Informationen der  GdP sind für alle Mitglieder  wichtig.
















